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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2017/03/0002 E 1. März 2017 RS 2 

Stammrechtssatz 

Im Zusammenhang mit der Aufhebung eines Waffenverbots wegen Wegfalls der dafür gegebenen Gründe 
nach § 12 Abs 7 WaffG hat der VwGH erkannt, dass die Behörde unter Berücksichtigung der für die 
Erlassung des Waffenverbotes maßgebenden Gründe, des Verhaltens des Betroffenen seit seiner Anlasstat 
und der Länge des zwischenzeitig verstrichenen Zeitraumes zu prüfen hat, ob die qualifizierte 
Gefährdungsprognose gemäß § 12 Abs 1 WaffG noch aufrecht ist. Bei einem Wohlverhalten des 
Betroffenen zwischen der Anlasstat und dem Zeitpunkt der behördlichen Entscheidung über die 
Aufhebung des Waffenverbots muss dieser Beobachtungszeitraum ausreichend lang sein, um vom 
Wegfall der Voraussetzungen des Waffenverbotes ausgehen zu können. Im Hinblick auf den dem WaffG 
1996 allgemein innewohnenden Schutzzweck bei der Beurteilung der mit dem Besitz von Waffen 
verbundenen Gefahren ist auch hier ein strenger Maßstab anzulegen. Bei der Wahl des 
Beobachtungszeitraums sind stets die Umstände des Einzelfalles zu prüfen, wozu die Bedachtnahme auf 
Art und zeitliches Ausmaß der Anlasstat gehört (vgl etwa VwGH vom 28. November 2013, 
2013/03/0084). Nichts anderes gilt dann, wenn im Rechtsmittelweg zu beurteilen ist, ob im Zeitpunkt der 
Erlassung der Rechtsmittelentscheidung weiterhin eine Prognose im Sinne des § 12 Abs 1 WaffG 1996 
gerechtfertigt ist. Auch in diesem Fall muss also ein ausreichend langer Zeitraum des Wohlverhaltens 
verstrichen sein, um der einstigen Anlasstat das entscheidende Gewicht zu nehmen und damit zu einer für 
den Betroffenen günstigeren Prognose zu gelangen (vgl etwa VwGH vom 26. April 2007, 2005/03/0022, 
mit weiteren Nachweisen). 
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